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Von Norbert Wallet

Die Kostenspirale in der Pflegeversicherung
dreht sich immer weiter. Menschen, die
dauerhaft in Pflegeheimen untergebracht
sind, sind verletzlich, oft krank und sehr alt,
jedenfalls nicht mehr in der Lage, durch
eigene Initiative die finanziellen Belastun-
gen zu senken. Umso ärgerlicher ist der Be-
fund,dasshier die Finanznöte einer solidari-
schen Sozialversicherung kein zwangsläufi-
ges Schicksal, sondern politisch herbeige-
führt sind. Im Umkehrschluss heißt das al-
lerdings auch, dass Abhilfe geschaffen wer-
den könnte, wenn nur der politische Wille
dazubestünde.

Wie in anderen Sozialversicherung auch,
verschiebt der Staat Kosten, die von der All-
gemeinheit, also aus demSteuertopf gezahlt
werdenmüssten,aufdiePflegeversicherung,
weil das im Zweifel bequemer ist als der
Streit mit dem Bundesfinanzminister Chris-
tian Lindner. Dazu zählt die Übernahme der
Rentenbeiträge pflegender Angehöriger
durch die Pflegeversicherung. Ohne die Be-
lastung hätte die Pflegeversicherung im ver-
gangenen Jahr 3,6 Milliarden Euro mehr ge-
habt.

Es kommt ein Strukturproblem hinzu.
Eine wirkliche Solidarversicherung lebt da-
von, dass starke Schultern ihren fairen Bei-
trag leisten. Wenn aber „gute Risiken“ mit
hohem Einkommen in die private Pflegever-
sicherung ausweichen können, gerät das
System aus der Balance. Hier muss ein Aus-
gleich geschaffenwerden.

Produkt staatlicher
Bequemlichkeit
Die Finanznöte der Pflegeversicherung
sind kein zwangsläufiges Schicksal,
sondern politisch herbeigeführt.

BERLIN/BRÜSSEL.DieAfD-Delegationgrün-
det im neuen Europaparlament eine Frak-
tion mit anderen Rechtsparteien. Ein Spre-
chervonCo-ParteichefinAliceWeidelbestä-
tigte einen entsprechenden Bericht der
„Welt“. 25 Abgeordnete aus acht Ländern
sollen zunächst der neuen Fraktion angehö-
ren –darunter 14AfD-Politiker.Die anderen
elf kommen aus Polen, Tschechien, der Slo-
wakei, Ungarn, Bulgarien, Litauen und
Frankreich. Damit wären die Voraussetzun-
gen für die Bildung einer Fraktion, nämlich
mindestens 23 Abgeordnete aus sieben Mit-
gliedstaaten,erfüllt.

Die AfD tut sich unter dem gemeinsamen
Namen „Europa Souveräner Nationen“ zu-
sammen mit kleinen Parteien, die extrem
nationalistische, Euro- und Nato-skepti-
sche, EU-feindliche, teils prorussische und
im Fall der polnischen Konfederacja sogar
antisemitischePositionen vertreten.

Große Rechtsparteien verschiedener
Länder hatten bereits vorgelegt und sich
kürzlich zu einem neuen Bündnis namens
„Patrioten für Europa“ im neu gewählten
EU-Parlament zusammengeschlossen. Mit
dabei sind unter anderem die Fidesz von
Ungarns Ministerpräsident Viktor Orban,
das rechtsnationale Rassemblement Natio-
nal aus Frankreich,die an Italiens Regierung
beteiligte nationalistische Lega, die FPÖ aus
ÖsterreichunddieANOausTschechien.

Der vom Bundestag ins EU-Parlament
wechselnde AfD-Abgeordnete Petr Bystron,
gegen den vor der Europawahl nach Berich-
ten über mögliche Russlandverbindungen
Ermittlungen wegen des Verdachts der Be-
stechlichkeit und Geldwäsche aufgenom-
men wurden, sprach von einem „Erfolg für
dieAfD“.DieEuropawahlhabedasGleichge-
wicht im Europaparlament verschoben.Dies
sei das Endeder linkenMehrheiten. AFP/dpa

AfD bildet eigene Fraktion
im EU-Parlament
EinenMonat nach denWahlen sortiert sich das Rechtsaußen-Lager in
Brüssel neu. Das Bündnis soll „Europa Souveräner Nationen“ heißen.

WASHINGTON. Nato-Staaten machen jetzt
Tempo bei der Ausrüstung der Ukraine mit
westlichen Kampfflugzeugen: Der Transfer
von F-16-Kampfjets sei bereits im Gange,
kündigten die USA,die Niederlande und Dä-
nemark in einer gemeinsamenErklärung am
Rande des Nato-Gipfels in Washington an.
Damit könnten die Maschinen noch diesem
Sommer zur Abwehr des russischen An-
griffskrieges zumEinsatz kommen.

DasBündnis sichert der vonRussland an-
gegriffenen Ukraine zudem zu, dass sie auf
ihrem Weg in das Verteidigungsbündnis
nichtmehraufgehaltenwerdenkann.Indem
Text wird noch einmal betont, dass eine for-
melle Einladung zum Beitritt erst ausge-
sprochen werden kann, wenn alle Alliierten
zustimmen und alle Aufnahmebedingungen
erfüllt sind. dpa

UkrainesWeg
in Nato nun
„unumkehrbar“
Nato-Staaten liefern nundie lange
versprochenenKampfflugzeuge an
das kriegsgebeutelte Land.

Einst vonMessi gebadet, verzückt
Lamine Yamal nun die Fußballwelt
Ein altes Foto zeigt: Schon ganz früh kam
Spaniens EM-Star Lamine Yamalmit Lionel
Messi in Kontakt.

Nach 131 Länderspielen beendet Thomas
Müller offenbar seine DFB-Karriere
14 Jahre spielte ThomasMüller für Deutsch-
land. Nun beendet der Publikumsliebling
des FC Bayern nach Informationen der Bild-
Zeitung seine Karriere in der Nationalelf.

Mbappé „demaskiert“: Enttäuschendes
Frankreich sagt Adieu
Frankreich ist weit hinter allen Erwartungen
zurückgeblieben. KylianMbappé verlässt
das Turnier als gescheiterte Symbolfigur.
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BERLIN. Die Eigenanteile für Menschen in
Pflegeheimen sind erneut gestiegen. Wie
eine Auswertung des Verbandes der Ersatz-
kassen (vdek) ergab,müssen Pflegebedürfti-
ge für das erste Aufenthaltsjahr derzeit
durchschnittlich 2871EuroproMonat selbst
bezahlen.Dassind211Euromehralsein Jahr
zuvor. Sowohl der Verband als auch Patien-
ten- und Verbraucherschützer forderten die
Ampel-Regierung zumGegensteuern auf.

Für das zweite Jahr in der Pflegeeinrich-
tung stieg die monatliche Zuzahlung der
Auswertung zufolge um233 auf aktuell 2620
Euro. Im dritten Aufenthaltsjahr müssen
2284 Euro selbst gezahlt werden – 169 Euro
mehr als im Vorjahr, im vierten 1865 Euro
unddamit 91Euromehr. AFP
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Kosten für
Pflegeheime
steigen weiter
Pflegebedürftige inHeimenmüssen
immer tiefer in die eigene Tasche
greifen, das zeigt eine Auswertung.

Basis: Baden-Württemberg,
Bevölkerung ab 18 Jahre
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Wie bewerten Sie die Schulpolitik
der Landesregierung
Angaben in Prozent

Bevölkerung
gesamt

unentschieden,
kann ich nicht

beurteilen
21 gut

24

sehr gut
4

14
gar nicht

gut
37
weniger gut

Gymnasium trifft auf Zustimmung (70Pro-
zent), ähnlich wie die Wiedereinführung
einer verbindlicheren Grundschulempfeh-
lung (62 Prozent). Zwar schneiden die
Schulen selbst in der Bewertung der Bevöl-
kerung deutlich besser ab als die Politik.
Aber aktuell finden nur noch 47 Prozent
ihre Arbeit gut oder sehr gut.Vor zehn Jah-
ren fiel das Urteil laut dem Allensbacher
Institut bei 75 Prozent positiv aus. „Vor
dem Hintergrund der Bedeutung des
Themas für die Zukunft des Landes
undauch imVergleichzumUrteil
über andere Politikfelder ist das
Zeugnis, das die Bevölkerung
der Landesregierung hier aus-
stellt, jedoch keinesfalls das
schlechteste“, schreiben die Mei-
nungsforscher.

Mehr als die Hälfte der Bevölke-
rung nimmt die aktuelle Lage negativ
wahr. Ihre Stimmung für die nächsten
zwölf Monate ist von Skepsis (28 Pro-
zent) oder sogar von Be-
fürchtungen (26) gekenn-
zeichnet.32Prozent schau-
en mit Hoffnungen
nach vorn.
Leitartikel

BaWü-Check EineUmfrage der Südwest-Verlage zeigt: Jeder zweite
Baden-Württemberger fällt ein kritischesUrteil über die Schulpolitik
der Landesregierung. Siebzig Prozent bejahen die Rückkehr zuG9.

Aktuell finden nur noch 47 Prozent der Befragten
die Arbeit der Schulen gut oder sehr gut.
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Von Bäbel Krauß

STUTTGART. Jeder zweite Bürger Baden-
Württembergs stellt der grün-schwarzen
Bildungspolitik ein kritisches Zeugnis aus.
Das hat der jüngste BaWü-Check, den das
Institut für Demoskopie in Allensbach im
AuftragderSüdwest-Zeitungsverlageerho-
ben hat, ergeben. 28 Prozent insgesamt
stellen der Landesregierung für ihre Bil-
dungspolitik ein gutes oder sehr gutes
Zeugnisaus.BeidenElternschulpflichtiger
Kinder,die direkten Einblick in die aktuelle
Wirklichkeit in den Klassenzimmern ha-
ben, ist der Anteil deutlich höher (37 Pro-
zent). In beiden Testgruppen zieht 51 Pro-
zent der Befragten eine weniger oder gar
nicht guteBilanz.

Damit bekommen Ministerpräsident
Winfried Kretschmann, Kultusministerin
Theresa Schopper (beide Grüne) und die
CDU als aktueller Koalitionspartner auch
die Quittung für wachsende Probleme an
den Schulen. Lehrermangel, zunehmende
Gewalt undmangelndeDeutschkenntnisse
vielerKinderund Jugendlichermachenden
meisten Bürgern dabei die größten Sorgen.

Die vor kurzem von Grün-Schwarz be-
schlossene Rückkehr zum neunjährigen

Bürger im Land geben
Grün-Schwarzmiese
Noten bei der Bildung
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Leser-Service

Aus Stadt und Kreis

Die Früchte aus 17 Jahren
Dem früheren HfWU-Professor Jan Sneyd
ist es in einem Gemeinschaftsprojekt mit
dem Bäckerhaus Veit gelungen, alte Brot-
weizensorten zu kultivieren. Kornproben
aus der 17-jährigen Zusammenarbeit wer-
den nun an eine Genbank übermittelt.
Demnächst verabschiedet er sich in den
Ruhestand. Seite 13

Photovoltaik auf Fabriken
Während der Photovoltaikausbau auf priva-
ten Hausdächern im Kreis boomt, läuft der
Bau größerer Anlagen nur schleppend an.
Dafür sind die Bedingungen in der Region
nicht optimal, aber es ist machbar, sagen
Experten. Dafür rührt die Klimaschutzagen-
tur kräftig die Werbetrommel. Seite 14

Kirche wehrt sich
Seit 2018 bezeichnet sich die Lutherkirche
in Nürtingen offiziell als Regenbogenge-
meinde. Gerne würde man auch homosexu-
elle Paare segnen. Doch die Offenheit der
Gemeinde gefällt nicht jedem. Jetzt geht sie
in die Offensive. Seite 15

Irrgarten im Maisfeld
Traktoren, die mit GPS gesteuert werden,
gehören zum Alltag vieler Landwirte. Die
Schlepper können auch mit der Sämaschine
gekoppelt werden. Anja und Bernd Schner-
ring haben das System nun für eine ganz
andere Idee genutzt: Sie haben ein Maisla-
byrinth angelegt. Seite 15

Schüler erfolgreich
Teams der Mörikeschule und der Geschwis-
ter-Scholl-Realschule gewinnen im Team
Viewer Wettbewerb Preise in den Diszipli-
nen Programmierung und Robotik. Seite 17

Lokalsport

Eine Bempflingerin in Paris
Quasi auf den letzten Drücker hat sich Ka-
tharina Maisch das Ticket für die Olympi-
schen Spiele gesichert. In Paris hofft die Ku-
gelstoßerin aus Bempflingen nach ihrer
spektakulären Qualifikation nun, das Finale
zu erreichen. Seite 20
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